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Gerade Unternehmer, die ihren Ge-
winn nicht mittels Bilanz sondern durch 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung bzw 
Überschussrechnung ermitteln, haben 
ein einfaches Mittel zur Hand, ihren steu-
erlich relevanten Gewinn zu beeinflus-
sen: Da es im Regelfall auf den Zu- bzw 
Abfluss von Zahlungen ankommt, kann 
durch vorgezogene Zahlungen, Voraus-
zahlungen oder verschobene Einnahmen 
das Ergebnis entsprechend gesteuert 
werden. 

Zu beachten ist bei bestimmten Voraus-
zahlungen jedoch, dass diese nur dann 
im Jahr der Zahlung geltend gemacht 
werden können, wenn sie das laufende 
und das folgende Jahr betreffen, anson-
sten muss der Aufwand periodengerecht 

verteilt werden. Weiters werden Voraus-
zahlungen an die SVA der gewerblichen 
Wirtschaft nur anerkannt, wenn sie auf 
einer möglichst genauen Schätzung der 
Nachzahlung für das laufende Jahr ba-
sieren – es können also keine beliebig 
hohen Anzahlungen mehr als Betriebs-
ausgabe geltend gemacht werden.

Weiters besteht eine Einschränkung 
für Wirtschaftsgüter, die keinem regel-
mäßigen Wertverzehr unterliegen (va 
Grundstücke und Edelmetalle). Deren 
Anschaffungskosten sind erst beim Aus-
scheiden aus dem Betriebsvermögen als 
Betriebsausgabe zu erfassen. 
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Zusätzlich zum Grundfreibetrag in Höhe 
von € 3.900,-- können alle natürlichen 
Personen – sofern sie keine Pauschalie-

Wie gewohnt wollen wir in der letzten Ausgabe des Jahres ein paar Anregungen 
und Empfehlungen geben, wie noch heuer Steuern gespart werden können, bzw 
welche legalen Möglichkeiten zur Steueroptimierung bestehen.
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Wertvolle Steuertipps helfen Ihnen Geld zu sparen
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Steuerspartipps zum Jahresende?

Vor dem Jahreswechsel ist die Belastung 
bei jedem sehr groß. Vieles muss un-
bedingt noch vor dem 31.12. erledigt 
werden und es geht nicht immer nur um 
Steuern und Geld. Trotzdem sollte man 
sich ausreichend Zeit nehmen, um die 
Steuersituation nochmals zu überdenken, 
um noch zeitgerecht die richtigen Schritte 
machen zu können.

Ein weiterer Beitrag dieser Ausgabe be-
fasst sich mit Feedbackregeln für Füh-
rungskräfte. Mehr Tipps zur Mitarbeiter-
führung lesen Sie im Buch „Erfolg durch 
Führungsstärke – 100 Coaching Tipps 
– Wie Sie Ihre Visionen, Ziele, Strategien 
und Veränderungen optimal managen“ 
dbv 03/2013. Lesen Sie bitte unsere Bei-
träge.

Und genau hier können wir Ihnen helfen 
und Sie tatkräftig unterstützen, damit Sie 
vielleicht auch einige zu viel bezahlte Eu-
ros wieder zurückbekommen. Melden Sie 
sich und wir vereinbaren einen Termin 
um Ihre persönliche Situation zu durch-
leuchten.

Als besonderen Service haben wir 
alle unsere Klientenmagazine auf 
unserer Homepage online gestellt – 
Register „Aktuelles“.

Nutzen Sie unsere NEUE HOMEPAGE. 

Alle Ansprechpersonen und die neuesten 
Infos und Tipps auf einen Klick: 

ww.sbu-steuerberatung.at

SBU Wirtschaftstreuhand und Steuer- 
beratungs GmbH 

Dipl.BW Gerhard Traunfellner MBA
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rung anwenden – zusätzlich bis zu 13% 
des Gewinnes durch bestimmte Investiti-
onen als Gewinnfreibetrag geltend ma-
chen. Für die ersten € 175.000,-- des 
Gewinnes beträgt der Freibetrag 13%, 
für die nächsten € 175.000,-- 7% und 
für die folgenden € 230.000,-- 4,5%. 
Insgesamt können daher € 41.450,-- 
als investitionsbedingter Gewinnfreibe-
trag steuermindernd geltend gemacht 
werden. Voraussetzung ist jedoch, dass 
die Investition noch im laufenden Jahr 
getätigt wird. Will man den daraus re-
sultierenden Steuervorteil daher opti-
mal nutzen, sollte der voraussichtliche 
Gewinn für das laufende Jahr noch vor 
Jahresende geschätzt werden. Ihr Steu-
erberater wird Sie dabei gerne unterstüt-
zen und Sie auch dahingehend beraten, 
ob die getätigten Investitionen bereits 
ausreichen oder es vielleicht sinnvoll ist, 
noch rasch begünstigte Wertpapiere zu 
kaufen.

Beim Kauf von Wertpapieren gilt jedoch 
heuer noch eine Einschränkung: Seit 
dem Veranlagungsjahr 2014 können 
nur Investitionen in Wohnbauanleihen 
für die Geltendmachung des Gewinn-
freibetrages herangezogen werden. Erst 
2017 sollen auch wieder andere Wert-
papiere freibetragstauglich sein.
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Wer umsatzsteuerrechtlich als Kleinun-
ternehmer gilt und somit keine Umsatz-
steuer in Rechnung stellen muss, sollte 
vor Jahresende überprüfen, ob er Gefahr 
läuft, die Umsatzgrenze von € 30.000,-- 
(zuzüglich fiktiver Umsatzsteuer) im lau-
fenden Jahr zu überschreiten. Das hätte 
nämlich den Verlust der Steuerbefreiung 
und – falls die Umsatzsteuer den Kun-
den nicht nachverrechnet werden kann 
– unangenehme Steuernachzahlungen 
zur Folge. In diesem Fall sollten mögliche 
Einnahmen daher unbedingt ins nächste 
Jahr verschoben werden.
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Wer seine Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen im heurigen Jahr quartalsweise 
abgegeben hat, sollte seinen Jahresum-
satz zum Ende des Jahres überprüfen. 
Übersteigt dieser nämlich die Grenze 
von € 100.000,-- (netto), besteht für das 
kommende Jahr die Verpflichtung, mo-
natliche Voranmeldungen abzugeben. 

In diesem Fall sollte man sich unbedingt 
den 15. März 2017 vormerken, da an 
diesem Tag die Umsatzsteuer für Jänner 
2017 fällig ist. Umgekehrt können na-
türlich auch Unternehmer, die mit ihrem 
Umsatz unter der 100.000-Euro-Grenze 
geblieben sind, im kommenden Jahr das 
Quartal als Voranmeldungszeitraum 
wählen.
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Was für Unternehmer die Betriebsausga-
ben sind für nichtselbstständig Erwerbs-
tätige die Werbungskosten. Wer in seiner 
Arbeitnehmerveranlagung Ausgaben 
für Fortbildung, Fachliteratur, Arbeits- 
oder Kommunikationsmittel, doppelte 
Haushaltsführung etc steuermindernd 
geltend machen möchte, sollte darauf 
achten, dass die entsprechenden Zah-
lungen auch tatsächlich noch vor dem 
31. Dezember getätigt werden. Wie bei 
der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 
gilt auch hier: Wer Ausgaben vorzieht, 
kommt früher zu seiner Steuerersparnis. 

Sollten Sie, aus welchen Gründen im-
mer, Ihre Arbeitnehmerveranlagung für 
das Jahr 2011 noch nicht durchgeführt 
haben, dann besteht bis Ende des Jah-
res 2016 noch eine letzte Frist. Danach 
ist es zu spät. Beachten Sie auch, dass 
– wenn Sie in den Vorjahren bei Ihrer 
Arbeitnehmerveranlagung etwas ver-
gessen haben – eine Wiederaufnahme 
der bereits abgeschlossenen Verfahren 
beantragt werden kann.
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Beiträge zu anerkannten Religionsge-
meinschaften (Kirchenbeitrag) können 
bis zu einem Höchstbetrag von € 400,-- 
als Sonderausgaben abgesetzt werden. 
Wer diesen Betrag für heuer noch nicht 
ausgenutzt hat, kann dies mit steuer-
licher Wirkung noch bis Jahresende tun.

Gerade in der Zeit vor Weihnachten 
kommt auch Spenden meist eine große 
Bedeutung zu. Neben humanitären 
Einrichtungen sind mittlerweile auch 
Spenden an freiwillige Feuerwehren 
und zum Zwecke des Umwelt- und 
Tierschutzes sowie an Dachverbände 
zur Förderung des Behindertensportes 
steuerlich abzugsfähig. Voraussetzung 
ist jedoch, dass der Spendenempfänger 
in der diesbezüglichen Liste des Finanz-
ministeriums aufscheint und dass die 
Spende mit einem Beleg nachgewiesen 

werden kann. Neben schriftlichen Spen-
denbestätigungen sind zum Nachweis 
natürlich auch Kontoauszüge geeignet.

Bis Ende 2015 können bestimmte Son-
derausgaben (vor allem Personenversi-
cherungen und Schaffung von Wohn-
raum) bis zu einem Einkommen von  
€ 60.000,-- und bis zu einem Höchst-
betrag von € 2.920,-- mit einem Viertel 
abgesetzt werden. Für Alleinverdiener 
und Personen mit mindestens drei Kin-
dern gelten höhere Beträge. Seit 2016 
können diese Sonderausgaben grund-
sätzlich nicht mehr abgesetzt werden. 
Für Verträge, die vor dem 1. Jänner 
2016 abgeschlossen wurden, stehen 
allerdings im Rahmen einer Übergangs-
regelung die Sonderausgaben noch bis 
einschließlich 2020 wie bisher zu.
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Viele außergewöhnliche Belastungen 
wie zB selbst getragene Arzt- und Kur- 
kosten, Kosten für Brillen und Zahn- 
ersatz etc wirken sich steuerlich nur 
aus, wenn sie den einkommensabhän-
gigen Selbstbehalt (6% bis 12% des 
Einkommens) übersteigen. Sofern der-
artige Ausgaben planbar sind, könnte 
es von Vorteil sein, sie derart in einem 
Kalenderjahr zu bündeln, dass die Aus-
gaben den Selbstbehalt überschreiten. 
So könnte man etwa einen anstehenden 
Zahnarzttermin noch im Dezember statt 
im Jänner wahrnehmen oder seinem 
Zahnarzt eine Anzahlung überweisen.

Bis zu dem Kalenderjahr, in dem ein Kind 
sein 10. Lebensjahr vollendet, können 
Kinderbetreuungskosten als außerge-
wöhnliche Belastung ohne Selbstbehalt 
abgezogen werden. Pro Kind und Kalen-
derjahr stehen dabei bis zu € 2.300,-- zur 
Verfügung. Umfasst sind nicht nur die 
unmittelbaren Kosten der Kinderbetreu-
ung sondern auch Verpflegungskosten, 
Bastelgeld, Kosten für Nachhilfe bzw 
für Kurse die Wissen vermitteln oder bei 
denen sportliche Betätigungen im Vor-
dergrund stehen. Sogar die Kosten für 
die Betreuung der Kinder während der 
Ferien sind bis zum Höchstbetrag von  
€ 2.300,-- abzugsfähig. Es zahlt sich also 
aus, die entsprechenden Belege aufzu-
bewahren bzw von der Betreuungsein-
richtung anzufordern.
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Im Zuge der Steuerreform 2015 war besonderes Augenmerk auf die Betrugs- 
bekämpfung gelegt worden. Ausfluss dieser Bestrebungen war unter anderem 
das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz. Seit Oktober 2016 ist das Konten- 
register nun für die Finanz verfügbar.

Das Kontenregister enthält nur die „äußeren Daten“ von Bankverbindungen (zB 
Datum von Anlage bzw Auflösung von Bankkonten, Personalien der Inhaber bzw 
wirtschaftlichen Eigentümer, die Bank und die Kontonummer). Stichtag für die Anlage 
war der 1. März 2015. Sämtliche an diesem Tag bestehende Konten gelten als an 
diesem Tag angelegt. Die Banken sind aufgrund einer Verfassungsbestimmung, mit 
der das Bankgeheimnis durchbrochen wurde, zur Meldung verpflichtet. Kommen 
sie ihrer Meldeverpflichtung nicht nach, drohen empfindliche Strafen und allenfalls 
eine finanzstrafrechtliche Verfolgung als Beitragstäterin bei Steuerhinterziehungen.

Zur Einsichtnahme in das neue Kontenregister sind die Staatsanwaltschaft, Gerichte, 
Finanzstrafbehörden, das Bundesfinanzgericht und die Abgabenbehörden des Bundes 
berechtigt, wenn es im Interesse der Abgabenerhebung zweckmäßig und angemessen 
erscheint.

Zweckmäßig und angemessen ist eine derartige Einsichtnahme durch die Finanz, 
wenn begründete Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Abgabepflichtigen 
bestehen und zu erwarten ist, dass die Auskunft geeignet ist, die Zweifel aufzuklären. 
Dabei dürfen die schutzwürdigen Interessen des Bankkunden nicht außer Verhältnis 
zum Zweck der Ermittlungsmaßnahme stehen. Vor einer Einsicht in das Kontenregi-
ster muss bei Veranlagungsverfahren zuerst der Abgabepflichtige im Rahmen eines 
Ermittlungsverfahrens befragt werden und es muss ihm die Möglichkeit zur Aufklä-
rung von Fragen gegeben werden. Werden die Zweifel nicht ausgeräumt, kann der 
Beamte Einsicht ins Kontenregister nehmen. Dieser Vorgang wird protokolliert und 
der Abgabepflichtige wird davon via FinanzOnline verständigt. 

Jeder Steuerpflichtige kann die ihn betreffenden Daten des Kontoregisters aber auch 
selbst jederzeit über FinanzOnline abrufen.

Zusätzlich haben Staatsanwaltschaft, 
Gerichte, Finanzstrafbehörden, Bun-
desfinanzgericht und Abgabenbehör-
den des Bundes, die Möglichkeit, eine 
Konteneinschau vorzunehmen, wenn 
dies im Interesse der Abgabenerhebung 
zweckmäßig und angemessen erscheint. 
Bei der Konteneinschau sehen die Be-
hörden – anders als bei der Einsicht in 
das Kontenregister – jede Kontobewe-
gung. 

Zulässig ist die Einschau, wenn begrün-
dete Zweifel an der Richtigkeit der An-
gaben des Abgabepflichtigen bestehen, 
zu erwarten ist, dass die Auskunft geeig-
net ist, die Zweifel aufzuklären und zu 
erwarten ist, dass die schutzwürdigen 
Interessen des Bankkunden nicht außer 
Verhältnis zum Zweck der Ermittlungs-
maßnahme stehen. Erkennt eine der 
oben genannten Stellen die Notwendig-
keit einer Konteneinschau, dann muss 
der Beamte einen begründeten Antrag 
stellen, den der Leiter der Abgabenbe-
hörde zu unterzeichnen hat (Vier-Augen-
Prinzip). Der Einschauantrag samt erfor-
derlicher Unterlagen wird dann einem 
Einzelrichter des Bundesfinanzgerichts 
vorgelegt, der über diesen innerhalb 
von drei Tagen zu entscheiden hat. Ge-
gen den richterlichen Einschaubeschluss 
ist Rekurs möglich, der allerdings keine 
aufschiebende Wirkung hat. Allenfalls 
führt ein erfolgreicher Rekurs zu einem 
späteren Verwertungsverbot für die Be-
hörde. Die Konteneinschau muss nicht 
zwingend den Abgabepflichtigen selbst 
betreffen, auch die Konten anderer (zB 
Angehöriger oder Geschäftspartner) 
können, wenn dies erforderlich er-
scheint, eingesehen werden.

)���*

Bewahren Sie künftig die Auszüge 
aller Ihrer Konten auf und doku-
mentieren Sie insbesondere bei 
Zuflüssen, woher und aus wel-
chem Titel das Geld kommt! So 
können Sie zB zu einem späteren 
Zeitpunkt rasch und ohne langes 
Suchen erklären, dass ein Ban-
keingang mit dem Privatbereich 
(zB Darlehensrückzahlung, Ver-
kauf von Privatvermögen etc) in 
Zusammenhang steht und damit 
für die Steuer irrelevant ist.

)���*

Kontrollieren Sie über FinanzOnline, welche Informationen die Finanz über ihre 
Bankkonten hat! Vielleicht finden Sie ja das eine oder andere Sparbuch, das Sie 
längst vergessen haben.
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 � Die Aushilfskraft soll einen zeitlich 
begrenzten, zusätzlichen Arbeits-
anfall abdecken, der den regulären 
Betriebsablauf überschreitet.

Sind alle Voraussetzungen erfüllt, blei-
ben die Einkünfte aus der Aushilfstä-
tigkeit für den Dienstnehmer steuerfrei 
und entfällt für den Dienstgeber die Ver-
pflichtung zur Entrichtung von Lohnne-
benkosten. Dennoch muss die Aushilfs-
kraft bei der zuständigen Gebietskran-
kenkasse angemeldet werden und es ist 
auch ein Lohnzettel zu übermitteln.
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Erwerbstätigen Vätern, welche sich nach 
der Geburt um ihre neu geborenen 
Kinder kümmern, soll eine finanzielle 
Unterstützung und sozialversicherungs-
rechtliche Absicherung zuteil werden 
(Familienzeit). 
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Im Zusammenhang mit der Betrugs-
bekämpfung müssen Banken die  
Finanzverwaltung nun auch regelmä-
ßig über größere Geldabflüsse ihrer 
Kunden informieren.

Banken, Zahlungsinstitute und die Ös-
terreichische Bundesfinanzierungsagen-
tur haben Kapitalabflüsse von minde-
stens € 50.000,-- (bzw offenbar zusam-
mengehörige Abflüsse von weniger als  
€ 50.000,--) von Konten oder Depots 
(ausgenommen Geschäftskonten von 
Unternehmern und Anderkonten von 
Rechtsanwälten, Notaren und Wirt-
schaftstreuhändern) natürlicher Per-
sonen seit dem 1. März 2015 zu melden. 
Die Meldung ist dem Finanzministerium 
verschlüsselt via FinanzOnline zu über-
mitteln. 

Die erste Meldung war für den Zeitraum 
1. März 2015 – 31. Dezember 2015 be-
reits bis 31. Oktober 2016 zu übermit-
teln. Die Meldungen für den Zeitraum 1. 
Jänner 2016 – 31. Dezember 2016 sind 
bis 31. Jänner 2017 zu erstatten, Abflüs-
se ab 1. Jänner 2017 bis zum jeweils Mo-
natsletzten des Folgemonats zu melden. 
Die Meldungen werden jeweils dem 
elektronischen Akt des Steuerpflichtigen 
hinzugefügt. Als Kapitalabflüsse gelten 
Auszahlungen und Überweisungen von 
Sicht-, Termin- und Spareinlagen, die 
Übertragung von Wertpapieren (Depots) 
mittels Schenkung im Inland, die Verla-
gerung von Wertpapieren ins Ausland 
und Überweisungen im Zusammenhang 
mit Zahlungsdiensten.

���
��	�����
��

�$�
�
������5�6���

Für die Jahre 2017 bis 2019 wird es 
eine Einkommensteuerbefreiung für 
Aushilfskräfte geben. Damit soll es 
Betrieben – vor allem in der Gastro-
nomie – erleichtert werden, außer-
gewöhnliche Arbeitsspitzen abzude-
cken oder den Ausfall einer Arbeits-
kraft zu kompensieren.

Die Voraussetzungen für die Steuerfrei-
heit sind:

 � Die Aushilfskraft darf nicht bereits 
beim Arbeitgeber beschäftigt sein.

 � Die Aushilfskraft übt bereits eine 
vollversicherungspflichtige Tätigkeit 
aus.

 � Das Entgelt für die Aushilfe über-
steigt nicht die monatliche Gering-
fügigkeitsgrenze (voraussichtlich  
€ 425,70 für 2017).

 � Die Aushilfskraft ist nicht mehr als 18 
Tage im Jahr als solche tätig.

 � Der Arbeitgeber beschäftigt an nicht 
mehr als 18 Tagen im Jahr steuerfreie 
Aushilfskräfte.

)���*

Wenn Sie in Ihrem privaten Be-
reich häufig größere Barbeträge 
beheben oder transferieren, dann 
dokumentieren Sie diese, damit 
Sie – sollten Sie gefragt werden 
– ohne langes Suchen richtige 
Auskünfte geben können! Über-
legen Sie auch – wenn Sie häufig 
größere Beträge zwischen Ihren 
Geschäftskonten und Ihren Privat-
konten hin- und herüberweisen 
– die Privatkonten zu Geschäfts-
konten zu machen und in Ihre

Buchhaltung aufzunehmen! Das 
kann Ihnen in Hinkunft vielleicht 
unangenehmes Nachfragen des 
Finanzamtes ersparen.
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Anspruch auf diesen Bonus haben leib-
liche Väter, Adoptivväter und Dauerpfle-
geväter für ihre neugeborenen leiblichen 
Kinder, neugeborenen Adpotivkinder 
und neugeborenen Pflegekinder.

Als Anspruchsvoraussetzungen gelten 
der Bezug von Familienbeihilfe, der 
Lebensmittelpunkt der Familie in Ös-
terreich, der gemeinsame Haushalt der 
Familie an einer Wohnadresse sowie die 
Erfüllung der Erwerbstätigkeitsvoraus-
setzung vor Bezugsbeginn.

Die Erwerbstätigkeitsvoraussetzung ist 
dann erfüllt, wenn in den letzten 182 
Tagen unmittelbar vor Bezugsbeginn 
ununterbrochen eine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt wurde. Der Bezug einer Lei-
stung aus der Arbeitslosenversicherung 
(Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Wei-
terbildungsgeld usw) in diesem Zeitraum 
wirkt anspruchsvernichtend. Lediglich 
eine Unterbrechung der Tätigkeit im 
Ausmaß von maximal 14 Tagen ist nicht 
schädlich. 

Unter Familienzeit wird der Zeitabschnitt 
von 28 bis 31 Tagen bezeichnet, in wel-
chem die zuletzt ausgeübte Erwerbstä-
tigkeit anlässlich der gerade erfolgten 

Geburt des Kindes unterbrochen wird. 
Der Bezug von Arbeitslosengeld oder 
eine Entgeltfortzahlung des Dienstge-
bers wegen Krankheit werden nicht als 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit an-
erkannt. Auch die Vereinbarung eines 
Erholungsurlaubes stellt keine Unterbre-
chung der Erwerbstätigkeit dar. Nach 
der Familienzeit muss die Erwerbstätig-
keit wieder aufgenommen werden. 

Der Familienzeitbonus soll als pauschaler 
Tagesbetrag in der Höhe von € 22,60 
ausbezahlt werden. Der Bonus gebührt 
für einen ununterbrochenen Zeitraum 
von 28 bis 31 Tagen, welcher innerhalb 
eines Zeitfensters von 91 Tagen ab der 
Geburt des Kindes liegen muss. Die 
einmal gewählte Anspruchsdauer kann 
nicht verlängert werden. Eine Aufteilung 
in kleinere Zeitblöcke ist daher nicht 
möglich. Der Bonus steht jeder Familie 
nur einmal pro Geburt zu.

Der Antrag auf Gewährung des Fami-
lienzeitbonus kann frühestens ab dem 
Tag der Geburt beim Krankenversiche-
rungsträger gestellt werden. Da der 
Antrag spätestens am 91. Tag nach 
der Geburt einlangen muss, kommt 

auch eine rückwirkende Gewährung in 
Betracht. Im Antragsformular sind die 
Voraussetzungen für das Vorliegen der 
Familienzeit zu bestätigen (zB Erklärung 
des Dienstgebers über die erfolgte Un-
terbrechung der Erwerbstätigkeit).

Während des laufenden Bezuges des 
Familienzeitbonus besteht ein Kranken-
versicherungsschutz und werden die Be-
zieher auch in die Pensionsversicherung 
miteinbezogen.

Während der Zeit der Unterbrechung 
dürfen keine anderen Erwerbstätig-
keiten ausgeübt werden. 

Auf ein vom Vater bezogenes Kinderbe-
treuungsgeld wird der Familienzeitbo-
nus angerechnet.

Der Bonus kann erstmals für Kinder 
beantragt werden, welche nach dem  
1. März 2017 geboren werden.

Ein Rechtsanspruch auf Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit besteht nicht. Der 
Dienstnehmer hat daher Einvernehmen 
mit dem Dienstgeber über die Famili-
enzeit herzustellen. Während des Be-
zuges des Familienzeitbonus besteht 
kein besonderer Kündigungsschutz. Für 
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Väter besteht lediglich die Möglichkeit, 
bei aufgrund der Familienzeit erfolgter 
Diskriminierungen nach dem Gleichbe-
handlungsgesetz zu klagen.

!�����	����
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Das derzeit bestehende pauschale Kin-
derbetreuungsgeld in 4 Varianten wird 
neben dem System des einkommensab-
hängigen Kinderbetreuungsgeldes in ein 
Kinderbetreuungsgeld-Konto umge-
wandelt. Dadurch soll den Eltern in Zu-
kunft mehr Flexibilität und eine entspre-
chende Anpassung an ihre individuelle 
Lebens-, Berufs-, und Einkunftssituation 
ermöglicht werden.

Innerhalb eines unveränderbaren Rah-
mens kann die Höhe des Kinderbetreu-
ungsgeldes abhängig von der Leistungs-
dauer gesteuert werden.

In der Grundvariante kann für einen 
Zeitraum von 365 Tagen (bzw 456 Tage 
bei Bezug durch beide Elternteile) ein 
Kinderbetreuungsgeld in der Höhe von 
€ 33,88 bezogen werden. Bei einer 
gewählten längeren Anspruchsdauer 
verringert sich der Tagesbetrag entspre-
chend. Die Höchstanspruchsdauer be-
trägt 851 Tage (1.063 Tage bei Bezug 
durch beide Elternteile) ab der Geburt. 
Der Zeitraum wird bei der erstmaligen 
Antragsstellung verbindlich festgelegt. 

Eltern können sich – wie bisher – maxi-
mal 2mal beim Bezug des Kinderbetreu-
ungsgeldes abwechseln. Neu eingeführt 
wird die Möglichkeit, dass beide Eltern-
teile für einen Zeitraum von max. 31 Ta-
gen gemeinsam Kinderbetreuungsgeld 
beziehen können.

Teilen sich die Eltern den Bezug des 
Kinderbetreuungsgeldes partnerschaft-
lich, wird ein Partnerschaftsbonus von 
€ 500,-- pro Elternteil eingeführt. Der 
Bonus gebührt, wenn am Ende des An-
spruchszeitraumes die Betreuung des 
Kindes zwischen den Eltern im Verhält-
nis 50:50 oder 60:40 aufgeteilt wurde. 

Die Zuverdienstgrenze beim einkom-
mensabhängigen Kinderbetreuungs-
geld sowie bei der Beihilfe zum pau-
schalen Kinderbetreuungsgeld wird 
auf € 6.800,-- angehoben, um dem 
unselbstständig erwerbstätigen Eltern-
teil die Ausübung einer geringfügigen 
Beschäftigung im Sinne des § 5 Abs 2 
ASVG zu ermöglichen.

Das Kinderbetreuungsgeld-Konto steht 
für alle Kinder zur Verfügung, die ab 
dem 1. März 2017 geboren werden.
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Im gegenständlichen Fall wurde mit ei-
ner Arbeitnehmerin ein auf 3 Monate 
befristetes Arbeitsverhältnis vereinbart, 
wobei der erste Monat als Probemonat 
ausgestaltet war. Die nach dem Probe-
monat folgenden zwei Monate dienten 
der Erprobung der Dienstnehmerin. 
Bereits zwei Wochen nach Beginn des 
Dienstverhältnisses teilte der Vorge-
setzte der Mitarbeiterin mit, dass ihm 
fachliche Schwachstellen aufgefallen 
waren. Da im Verlauf der restlichen Be-
fristung keine Besserung eintrat, wurde 
das Dienstverhältnis nicht über die Be-
fristung hinaus verlängert. 

Die Dienstnehmerin klagte daraufhin 
auf Fortbestand des Dienstverhältnisses 
mit der Begründung, dass die Befristung 
sachlich nicht gerechtfertigt sei. Wäh-
rend das Erstgericht der Klage stattgab, 
wiesen Berufungsgericht und OGH die 
Klage ab. 

Der OGH führte aus, dass eine dreimo-
natige Befristung zum Zwecke der Er-
probung bei der Aufnahme für durchaus 
anspruchsvolle Tätigkeiten (Betreuung 
von Häusern im Rahmen einer Haus-
verwaltung) durchaus in einem ange-
messenen Verhältnis zur angestrebten 
Verwendung steht. Dem Vorbringen der 
Klägerin, dass ihr nicht vermittelt wurde, 
dass das befristete Dienstverhältnis der 
Erprobung diente, hielt der OGH entge-
gen, dass im schriftlichen Dienstvertrag 
ausdrücklich festgelegt wurde, dass das 
Dienstverhältnis zum „Zwecke der Er-
probung“ befristet wurde.

Da eine sachliche Rechtfertigung im 
Sinne des § 10a MSchG vorlag, war die 
Klage abzuweisen.
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Als Unternehmer bzw Führungskraft 
hat man häufig Bewertungen abzu-
geben. Sachliche Arbeitsinhalte kön-
nen meist klar bewertet werden und 
haben daher eine faktische Kompo-
nente. Bei Sozialtechniken geht es 
weniger um Fakten sondern mehr 
um innere Haltungen, Einstellungen, 
Werte, Hypothesen, Vermutungen 
und Einschätzungen. 

Feedbacks betreffen ebenso meist die 
persönlichen Werte der Angespro-
chenen und werden hierdurch auch 
häufig persönlich genommen, mit der 
Gefahr zu verletzen und das Selbstwert-
gefühl des Gegenübers zu beeinträch-
tigen. Das Selbstwertgefühl ist wie ein 
rohes Ei. Wenn es einmal gesprungen 
ist, lässt es sich nicht mehr kitten. 

Daher sollte man in Gesprächen und Dis-
kussionen immer darauf achten, dass die 
5 Feedbackregeln eingehalten werden:

 � Erkennbar und zeitnah: Wichtig 
ist, dass es einen vom Feedback-
geber selbst erkennbaren Umstand 
gibt, der mitgeteilt werden soll; dh 
nicht aus zweiter Hand stammt. 
Darüber hinaus sollte auch die 
Wahrscheinlichkeit hoch sein, dass 
der Feedbacknehmer ebenfalls den 
Sachverhalt in ähnlicher Form wahr-
nehmen kann. Daher ist das zeitnahe 
Geben von Feedback von besonde-
rer Bedeutung; am besten unmittel-
bar nach einer für beide wahrnehm-
baren Situation.

 � Beschreibend und verhaltens-
bezogen: Der Umstand soll so 
beschrieben werden, wie er wahr-
nehmbar ist. Darüber hinaus sollte 
das beobachtbare Verhalten darge-
stellt werden und welche Auswir-
kungen dieses erkennbare Verhalten 
auf einen selbst hat (anstatt: „Du bist 
…“ – „So erlebe ich das …“). Denn 
wie kommt bei jemanden beispiels-
weise der folgende Satz an? „Sie 
sind immer gereizt, wenn wir uns 
die Spartenergebnisse durchsehen.“ 

?%��
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Zielführender ist in diesem Kontext 
vielleicht das Feedback wie folgt zu 
geben: „Wir sehen uns gerade die 
Spartenergebnisse an und ich be-
merke, dass Sie Ihre Stimme heben, 
was bei mir eine Anspannung aus-
löst. Gibt es hier einen Aspekt, den 
wir beachten müssen?“ 

 � Lösungs- und zukunftsorientiert: 
Feedback sollte zielorientiert anstatt 
problem- und vergangenheitsorien-
tiert sein.
Dem vorigen Beispiel folgend würde 
problemorientiert vielleicht ergänzt 
werden: „Wenn Sie stets so gereizt 
sind, brauchen wir erst gar kein 
Meeting hierzu abzuhalten.“ Zielo-
rientierter wäre vielleicht: „Soll ich 
Ihnen die Zahlen in Zukunft vorab 
senden, damit Sie sich besser vorbe-
reiten können?“ Oder vielleicht noch 
besser gleich ganz offen zu fragen: 
„Wie können wir in Zukunft die Spar-
tenergebnisse optimal gemeinsam 
besprechen?“

 � Verwertbar: Das Feedback muss so 
gegeben werden, dass der Feedba-
ckempfänger mit hoher Wahrschein-
lichkeit die Informationen konstruk-
tiv für sich verarbeiten kann. Daher 
sollte auf Angemessenheit geachtet 
werden und überprüft werden, ob 
der Empfänger die Botschaft auch 
korrekt verstanden hat. Fragen Sie 
als Feedbackgeber daher stets nach, 
wie der Aspekt angekommen ist. 
Dem Beispiel folgend: „Was denken 
Sie über meinen Blickwinkel auf un-
sere Spartenbesprechungen?“ 

 � Gewünscht: Feedback sollte stets 
nur gegeben werden, wenn dieses 
gewünscht ist. Bevor Sie Ihr Feed-
back geben wollen, sollten Sie sich 
immer die Erlaubnis abholen, es 
auch anzubringen. 

„Es ist durchaus nicht dasselbe, die 
Wahrheit über sich zu wissen oder sie 
von anderen hören zu müssen.“ 

(Aldous Huxley)

Darüber hinaus ist es natürlich eine Fra-
ge der Stellung im Betrieb, wie man mit 
diesem Aspekt umgeht. Wenn man der 
Vorgesetzte ist, so ist das Feedbackge-
ben durchaus auch in nicht dezidiert ge-
wünschter Form zu geben. In die andere 
Richtung sollte dieser Ansatz jedoch be-
herzigt werden. Und als Chef sollte man 
auch vorausschicken, dass dies nun ein 
Feedback ist, damit die Botschaft vom 
Betroffenen richtig eingeordnet werden 
kann.

)���*

Mehr Tipps zur Mitarbeiterfüh-
rung lesen Sie im Buch „Erfolg 
durch Führungsstärke – 100 Coa-
ching Tipps – Wie Sie Ihre Visi-
onen, Ziele, Strategien und Verän-
derungen optimal managen“ dbv 
03/2013
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diesen Anweisungen sollte die Verla-
dung der Gipskartonplatten v-förmig er-
folgen, sodass die Gipskartonplatten je 
an eine Längsseite des Einkaufswagens 
angelehnt werden und in der Mitte der 
Standfläche des Einkaufswagens zusam-
menstoßen. Damit sollte das Umkippen 
und Verrutschen der Platten vermieden 
werden.

Die beiden Kunden lehnten die Gips-
kartonplatten an die beiden Längsseiten 
des Einkaufswagens nahezu senkrecht 
an, um eine größere Menge von Platten 
bei einem Transportvorgang unterzu-
bringen. Das Gewicht der eingeladenen 
Gipskartonplatten betrug mehr als  
600 kg. Bei der Zuladung einer weiteren 
Gipskartonplatte stürzte der Einkaufs-
wagen um und verletzte dadurch einen 
Baumarktmitarbeiter schwer. Die erste 
Instanz wies die Schadenersatzforde-
rung ab. Das Berufungsgericht gelangte 
zu der Auffassung, dass die beiden Kun-
den Schadenersatz leisten müssten.  

Der Oberste Gerichtshof wies das 
Rechtsmittel zurück. Er bestätigte die 
schadenersatzrechtliche Haftung der 
beiden Kunden, weil sie sich unvorsichtig 
verhalten hätten und sorglos gefährlich 

gehandelt hatten. Dies, weil sie die Be-
ladung nicht so vorgenommen hatten, 
wie es die Anweisungen auf dem Hin-
weisschild vorgaben. Die Haftung der 
beiden Kunden resultierte laut Oberstem 
Gerichtshof auch daraus, dass sie nicht 
bedacht hatten, dass ein mit mehr als 
600 kg beladener Einkaufswagen kip-
pen kann. Das müsste jedem Kunden bei 
der Anwendung der gebotenen Sorgfalt 
klar sein, so der Oberste Gerichtshof in 
seiner Begründung.

Dabei unterschied der Oberste Ge-
richtshof nicht zwischen dem Käufer 
der Gipskartonplatten und dem ande-
ren Kunden, welcher bloß dem Käufer 
beim Aufladen behilflich war: da auch er 
beim Beladen unvorsichtig war und die 
Anweisungen am Hinweisschild nicht 
beachtete, ist auch dieser Kunde scha-
denersatzpflichtig! 

Es wird also nicht bloß der Kunde in 
den Geschäftsräumlichkeiten eines Un-
ternehmers geschützt. Auch der Kun-
de muss sich bei seinem Verhalten im 
Geschäft darüber im Klaren sein, dass 
ihn die schadenersatzrechtliche Haftung 
trifft, wenn er durch sein unachtsames 
Verhalten Schäden verursacht. 
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Der Oberste Gerichtshof befasste 
sich in seiner Entscheidung vom 
27.9.2016 unter der Geschäftszahl  
1 Ob 153/16f mit Schadenersatzfor-
derungen nach einem Unfall in einem 
Baumarkt. Der Unfall wurde durch 
falsche Beladung eines Einkaufs- 
wagens hervorgerufen.

Der Mitarbeiter des Baumarktes hat-
te der Kundschaft angeboten, die ge-
wünschte Menge an Gipskartonplatten 
hinaus auf den Parkplatz zu bringen. 
Die beiden Kunden nahmen das An-
gebot nicht in Anspruch und zogen es 
vor, die Gipskartonplatten selbst in den 
Wagen einzuladen. Der zweite Kunde 
war zufällig anwesend und wurde vom 
Käufer der Gipskartonplatten um seine 
Hilfe beim Beladen ersucht. Beim Ein-
laden beachteten die beiden Kunden 
nicht die Beladungsanweisungen, die 
im Geschäft deutlich sichtbar auf einem 
Hinweisschild angeschlagen waren. Laut 
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